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EineDebattenahamWasser:
IstausBrunnentrinkengesund?
Brunnen mit trinkbarem Wasser sollten so gekennzeichnet sein, fordert ein Allschwiler, stösst aber auf taube Ohren.

BenjaminWieland

Viele Wanderinnen und Spazier-
gänger schwören: Wenn es kein
Warnschild hat, kann man in der
Schweiz aus Brunnen trinken.
Aus allen Brunnen. Auch aus
solchen, bei denen «Kein Trink-
wasser» steht. Das wisse doch
jedes Kind.

Der Allschwiler Einwohner-
rat Etienne Winter (SP) ist sich
nicht so sicher, ob das auch tat-
sächlich so bekannt ist. Er sähe
es lieber, wenn die Trinkwasser-
brunnen explizit als solche mar-
kiert wären. Von seiner Gemein-
de verlangte Winter deshalb,
dass sie zumindest prüft, ob eine
generelle Kennzeichnung aller
Brunnen umsetzbar wäre, und
reichte im Einwohnerrat einen
entsprechenden Vorstoss ein.

Markierung istnichtohne
weiteresmöglich
Es sollten also nicht nur alle
BrunnenmiteinemHinweisver-
sehenwerden,derenWasserkei-
neTrinkwasserqualität aufweise
(Schild «Kein Trinkwasser»).
Vielmehr sollten auch bei jenen
Brunnen, an deren Wasser man
sich bedenkenlos laben dürfe,
entsprechende Schilder ange-
brachtwerden. (Brunnenmitge-
sundheitsgefährdendemWasser
gibt es laut den Ausführungen
der Gemeinde nicht.) «Andere
Gemeinden rüsten ihre gemein-
deeigenen öffentlichen Brunnen
zu Trinkwasserbrunnen um und
weisen diese explizit mit einem
‹Trinkwasser›-Schild aus»,
schrieb Winter in seinem Postu-
lat. Das sei doch auch für Allsch-
wil eine Überlegung wert.

Doch der Gemeinderat hält
von diesem Vorschlag wenig.
Das wurde bei der Behandlung
des Postulats an der Einwohner-
ratssitzung vom Mittwochabend
deutlich. Das Hauptargument:
Beides sei zu aufwendig, eine
Markierung und eine Umrüs-
tung von Brunnen – die Markie-

rung mache zudem wenig Sinn.
Denn die meisten Menschen
wüssten doch: Gibt es keinen
Warnhinweis, darf man aus
einem Brunnen trinken.

Selbst die Trinkwasser-Hin-
weise würden ins Geld gehen,

schrieb der Gemeinderat weiter,
weil die Gemeinde dann auch
bei den von Quellen oder Um-
wälzpumpen gespeisten Brun-
nen tatsächlich die Wasserqua-
lität messen müsse. Denn als
Eigentümerin hafte sie für Schä-
den, die entstehen könnten,
wenn das Wasser doch nicht so
sauber wäre wie versprochen.
Diese Wasserqualitätsmessun-
gen seien aber mit viel Aufwand
verbunden – das koste, zudem
habe das kantonale Laborato-
rium Skepsis signalisiert.

Verschwendungvon
Trinkwasserbefürchtet
Eine andere Möglichkeit wäre
laut Beantwortung, dass man
alle Brunnen ans Trinkwasser-
netz anschliesse. Doch das sei
ebenfalls nicht gratis zu haben,
gibt der Gemeinderat zu beden-
ken. Auch würde so wertvolles
Trinkwasser verschwendet.

Von den derzeit 27 Brunnen
im öffentlichen Raum in Allsch-

wil sind elf nicht mit Trinkwas-
ser gespeist. Sie auch mit Trink-
wasser zu versorgen, würde ein-
malig 28 800 Franken kosten
und pro Betriebsjahr weitere
42 600 Franken.

Bei der Debatte wurden
zwei Gemeinderäte grundsätz-
lich. CVP-Vertreter Franz Vogt
sagte: «Glaubt mir: Aus jedem
Brunnen in Allschwil kann man
trinken. Das geht, da passiert
nichts!» Aber als öffentliche
Hand müsse man sich an die ge-
setzlichen Vorgaben halten, und
die würden besagen: Bei Trink-
wasser-Schildern müssten die
Quellen alle einzeln überprüft
werden. Und das zu garantie-
ren, sei zu aufwendig.

Vogts Gemeinderatskollege
Philippe Hofmann (CVP) er-
gänzte: «Eines muss man ganz
klar sagen: Jedes Kind mit ge-
sundem Menschenverstand
weiss, dass man in der Schweiz
aus allen Brunnen ohne Warn-
schild gefahrlos trinken kann.»

Auch er trinke aus Brunnen, und
er habe noch nie Bauchweh
davon getragen, ergänzte Hof-
mann. Die Idee, dass man jeden
Brunnen anschreibe, sei «an der
Grenze zur Bevormundung».

Etienne Winter wollte das
nicht auf sich sitzen lassen. «Mir
ging es eigentlich darum, dass
man jene Brunnen, die sowieso
schon ans Trinkwassernetz an-
geschlossen sind, auch so kenn-
zeichnen könnte», sagte er am
Mittwoch.Dassei einService für
die Bevölkerung. Ein anderer
Einwohnerrat bestärkte Winter
undsagte,es seibeiweitemnicht
so verbreitet, dass das Trinken
aus Brunnen grundsätzlich be-
denkenlos sei. Ihm zumindest
sei das neu – er zögere bei einem
Schild «Kein Trinkwasser».

Trotzdem wird es so rasch
keine neuen Trinkwasser-Schil-
der geben in Allschwil. Der Rat
folgte dem Antrag des Gemein-
derats – und stimmte dem Ab-
schreiben des Vorstosses zu.

BaselbieterSchülersollenbesserwerden
Nach schlechten Leistungstests: Landrat sagt Ja zu 62 Millionen Franken teurem Massnahmenpaket in der Primar- und Sekundarschule.

2019 haben Baselbieter Primar-
und Sekundarschüler in einem
nationalen Leistungstest in Ma-
thematik und Deutsch durch-
schnittlich oder gar unterdurch-
schnittlich abgeschnitten. Nun
gibtdiePolitikGegensteuer:Der
Landrat hat gestern mit 64 zu 14
Stimmenbei4Enthaltungenein
62 Millionen Franken schweres
Paket gutgeheissen. Damit soll
in den nächsten sieben Jahren
die Bildungsqualität erhöht wer-
den. 49,66 Millionen Franken
zahlt der Kanton, 12,43 Millio-
nen die Gemeinden.

Konkret wird im letzten Se-
kundarschuljahr der Deutsch-
unterricht um eine Lektion pro
Woche erweitert. Ebenfalls wird
das Fach «Medienund Informa-
tik» auf Primar- und Sekundar-

stufe als Fach verankert. Vor-
gesehen ist zudem ein Weiter-
bildungsprogrammfürdieLehr-
kräfte.Umstrittenster, aber letzt-
lich abgesegneter Bestand-
teil sinddieSOS-Lektionen.Die-
se können Schulleitungen bei
schwierigen Situationen ein-
setzen, um den Lernerfolg einer
Klasse zu gewährleisten. Bil-
dungsdirektorin Monica
Gschwind sprach von einer der
grössten Investitionen in die
Volksschule seit Jahren. «Ich
bin aber überzeugt, dass sich das
lohnt und jeder einzelne Fran-
ken sinnvoll eingesetzt ist.»

DasbezweifeltedieSVP.Ani-
ta Biedert (Muttenz) räumte
zwar ein, dass Handlungsbedarf
bestehe. «Es darf aber hinter-
fragt werden, ob das teure Paket

den gewünschten Effekt herbei-
zaubern kann.» Auch frage sich,
obnichtgrundlegendeÄnderun-
gen nötig seien anstelle des vor-
liegenden Flickwerks. Die SVP
hatte mehrere Änderungsanträ-
ge lanciert (Box unten).

Gschwind hielt dagegen: Man
wolle mit dem Paket gerade
nicht eine Bildungsreform an-
stossen; Reformen habe man in
den vergangenen Jahren genug
gehabt. «Ich bin überzeugt, dass
nun keine Riesenveränderung,

sondern gezielte Massnahmen
nötig sind, die auf das bestehen-
de System ausgerichtet sind.»
Die freisinnige Bildungsdirekto-
rin erhielt Sukkurs aus allen
Fraktionen ausser der SVP. Hät-
ten junge Leute Defizite in der

Volksschule, kommedasdieGe-
sellschaft später umso teurer zu
stehen, warb etwa die Grüne Ju-
lia Kirchmayr-Gosteli (Allsch-
wil).Auch lobte siedieSOS-Lek-
tionen: «Sie ermöglichen, dass
die Schulleitungen sofort inter-
venieren und jene Schülerinnen
undSchüler,diedaswollen,wei-
ter lernen können.»

Laut den Anträgen der SVP
sollten Massnahmen vorerst be-
fristet gesprochen und weniger
finanzielle Mittel zur Verfügung
gestellt werden. So sollte etwa
das Weiterbildungsprogramm
nur mit 14 Millionen, anstatt wie
beantragt mit 21 Millionen Fran-
ken, alimentiert werden. Das
Parlament schmetterte sämtli-
che Anträge im Stimmenver-
hältnis von vier zu eins ab. (haj)

Eine Quelle speist den Brunnen auf dem Allschwiler Dorfplatz. Obman dasWasser trinken soll, ist offenbar gar nicht so klar. Bild: bz-Archiv

«Auch ich
trinkeaus
Brunnen.
Und ich
hattedavon
nochnie
Bauchweh!»
PhilippeHofmann
Gemeinderat Allschwil

Friede, Freude,
UnibeiderBasel
Neuer Vertrag Der Landrat hat
gesternmit 77zu0Stimmenden
revidierten Universitätsvertrag
abgesegnet. Ebenfalls gutge-
heissenwurdederGlobalbeitrag
2022 bis 2025 an die Universität
Basel. Die beiden Trägerkanto-
ne leisten an die Alma Mater in
denkommendenvier Jahren1,35
Milliarden Franken, davon ent-
fallen 670 Millionen auf Basel-
land. InderDebatteumdenneu-
en Univertrag gab es viel Lob für
die Vorarbeit der Regierungen.
So auch für den neuen Finan-
zierungsschlüssel, wonach das
Restdefizit nach Abzug eines
Standortvorteils vonBasel-Stadt
von zehn Prozent und unter Be-
rücksichtigung der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit auf die
beiden Kantone aufgeteilt wird.

Allerdings äusserten mehre-
re Votanten ihr Bedauern, dass
Baselland trotz des grossen fi-
nanziellen Engagements noch
immer nicht den Status eines
Universitätskantons und auch
nicht Einsitz im nationalen
Hochschulrat habe. Im Landrat
überwogdennochZufriedenheit
und Freude über den Vertrag –
und über die Aussicht, dass die
Wirtschaftswissenschaftliche
und die Juristische Fakultät ins
Baselbiet ziehen werden. (haj)

Abstimmungüber
«Klimaschutz»
Urnengang Am 13. Februar
2022 stehen im Kanton Basel-
land gleich sechs Abstimmungs-
vorlagen an. Neben vier natio-
nalen Geschäften entscheiden
die Baselbieterinnen und Basel-
bieter auch über zwei kantonale
Vorlagen. Einerseits kommt die
formulierte Gesetzesinitiative
«Klimaschutz» an die Urne.
Diese bezweckt, die Umsetzung
des Pariser Klimaabkommens
auf kantonaler Ebene in einem
neuen Klimaschutzgesetz fest-
zuschreiben.Andererseitsbefin-
den die Stimmberechtigten über
eine Teilrevision der Baselbieter
Verfassung. Dabei geht es um
unterschiedliche Änderungen
der Verfassung betreffend
Volksinitiativen. (bz)

Die SVP und der Begriff der Schande

Die kurzfristig lancierten Ände-
rungsanträgeder SVPamSchul-
Grossprojekt riefen heftige Re-
aktionen hervor. Sichtlich aufge-
wühlt sprachAndreaHeger (EVP,
Hölstein) von einer «Schande»,
was eine Fraktionserklärung von
PeterRiebli (SVP,Buckten) provo-
zierte:WennetwaseineSchande

sei, dann die Tatsache, dass das
Recht, Anträge zu stellen, als
Schandebezeichnetwerde.Auch
Pascal Ryf (CVP, Oberwil), Präsi-
dent der Bildungskommission,
zeigte sich verärgert über die
SVP, blieb aber im Ton nüchtern:
DieSVPhätte in derKommission
Möglichkeiten gehabt, Änderun-

gen einzubringen. Man habe gar
extra Sitzungen unterbrochen
und verschoben, verriet Ryf.
«Nichts ist gekommen.» Nun im
Plenum über kurzfristig einge-
reichte, substanzielle Anträge zu
diskutieren, wäre unprofessio-
nell. Auch andere nannten das
Vorgehen fragwürdig. (haj)


